„„ 


Geſetz-Sammlung 
5 | für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 20. — 


(Nr. 3261.) Verordnung über die Verhuͤtung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung Lat, Ren, re e, 
gefaͤhrdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinigungsrechtes. ae eee, 

Vom 11. März 1850. e e 

: Er, eee 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von = See 
(IF dd Se za b H 

Preußen ꝛc. ꝛc. (es | 


KEEN 
verordnen für den ganzen Umfang der Monarchie, unter Zuſtimmung beider e: 
Kammern, was folgt: | eeng ze gel 
2 d Det Frege ad 
8 e mn DIR arten 7 % 


Von allen Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten eroͤr⸗ >... 4,277“ 
tert oder berathen werden follen, hat der Unternehmer mindeſtens vier und „ee, u 
zwanzig Stunden vor dem Beginne der Verſammlung, unter Angabe des 42 u.00.%. era 
Ortes und der Zeit derſelben, Anzeige bei der Ortspolizeibehoͤrde zu machen. z, zz... 
Dieſe Behoͤrde hat daruͤber ſofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. „„ 

Beginnt die Verſammlung nicht ſpaͤteſtens eine Stunde nach der in der — 

Anzeige angegebenen Zeit, fo iſt die fpater beginnende Verſammlung als vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig angezeigt nicht anzuſehen. Daſſelbe gilt, wenn eine Verſamm⸗ 
lung die laͤnger als eine Stunde ausgeſetzten Verhandlungen wieder aufnimmt. 


H. 2. 


, Die Vorfteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche An- 
gelegenheiten bezwecken, find verpflichtet, Statuten des Vereins und das Ver: 
zeichniß der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereins, und 
jede Aenderung der Statuten oder der Vereinsmitglieder binnen drei Tagen, 
nachdem ſie eingetreten iſt, der Ortspolizeibehoͤrde zur Kenntnißnahme einzu⸗ 
GE derfelben auch auf Erfordern jede darauf bezuͤgliche Auskunft zu 
ertheilen. d 
e Die Ortspolizeibehoͤrde hat uͤber die erfolgte Einreichung der Statuten 
und der Verzeichniſſe, oder der Abaͤnderungen derſelben, ſofort eine Beſcheini⸗ 
gung zu ertheilen. N 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Maͤrz 1850. 


e, S 


Die Beſtimmungen dieſes und des vorhergehenden Paragraphen beziehen 
ſich nicht auf kirchliche und religiöfe Vereine und deren Verſammlungen, wenn 
dieſe Vereine Korporationsrechte haben. 


H. 3. 


Wenn fuͤr die Verſammlungen eines Vereines, welcher eine Einwirkun 

auf öffentliche Angelegenheiten bezweckt, Zeit und Ort ſtatutenmaͤßig oder DE 
einen befonderen Beſchluß im Voraus feſtſteht, und dieſes wenigſtens vier und 
zwanzig Stunden vor der erſten Verſammlung zur Kenntniß der Ortspolizei⸗ 
behoͤrde gebracht worden iſt, ſo bedarf es einer beſonderen Anzeige, wie ſie 
der H. 1. erfordert, fuͤr die einzelnen Verſammlungen nicht. 


H. 4. 
a Die Ortspolizeibehoͤrde iſt befugt, in jede Verſammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden ſollen, einen oder 
do Polizeibeamte oder eine oder zwei andere Perſonen als Abgeordnete zu 
enden. 

Die Abgeordneten duͤrfen, wenn ſie Polizeibeamte ſind, nur in ihrer 
Dienſtkleidung oder unter ausdruͤcklicher Kundgebung ihrer dienſtlichen Giger 
ſchaft erſcheinen. Sind fie nicht Polizeibeamte, fo müffen fie durch beſondere 
Abzeichen erkennbar ſein. 

Den Abgeordneten muß ein angemeſſener Platz eingeraͤumt, ihnen auch 
auf Erfordern durch den Vorſitzenden Auskunft uͤber die Perſon der Redner 
gegeben werden. 


H. 5. 


Die Abgeordneten der Polizeibehoͤrde ſind, vorbehaltlich des gegen die 
Betheiligten geſetzlich einzuleitenden Strafverfahrens, befugt, ſofort jede Ver⸗ 
ſammlung aufzulöfen, bezüglich deren die Beſcheinigung der erfolgten Anzeige 
($$. 1. und 3.) nicht vorgelegt werden kann. Ein Gleiches gilt, wenn in der 
Verſammlung Antraͤge oder Vorſchlaͤge erörtert werden, die eine Aufforderung 
oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten; oder wenn in der Ver⸗ 
ſammlung Bewaffnete erſcheinen, die der Aufforderung des Abgeordneten der 
Obrigkeit entgegen, nicht entfernt werden. 


H. 6. 

Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Verſammlung fuͤr auf⸗ 
geloͤſt erklaͤrt hat, find alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen. 
Dieſe Erklaͤrung kann noͤthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur Ausfüh⸗ 
rung gebracht werden. 


H. 7. 
Niemand darf in einer Verſammlung bewaffnet erſcheinen, mit Ausnahme 

der im Dienſte befindlichen Polizeibeamten. 
„H. 8. 
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H. 8. E 
Fuͤr Vereine, welche bezwecken, politiſche Gegenſtaͤnde in Verſammlun⸗ 
gen zu eroͤrtern, gelten außer vorſtehenden Beſtimmungen nachſtehende Be⸗ 
ſchraͤnkungen: a 
a) ſie 1 keine Frauensperſonen, Schuͤler und Lehrlinge als Mitglieder 
aufnehmen; d 
b) fie dürfen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemeinfamen 
Zwecken in Verbindung treten, insbeſondere nicht durch Komite's, Aus⸗ 
ſchuͤſſe, Central⸗Organe oder aͤhnliche Einrichtungen oder durch gegenſei⸗ 
tigen Schriftwechſel. £ 
Werden dieſe Beſchraͤnkungen uͤberſchritten, fo iſt die Ortspolizeibehoͤrde 
berechtigt, vorbehaltlich des gegen die Betheiligten geſetzlich einzuleitenden Straf⸗ 
11 0 den Verein bis zur ergehenden richterlichen Entſcheidung (F. 16.) 
zu ſchließen. 
N Frauensperſonen, Schuͤler und Lehrlinge duͤrfen den Verſammlungen und 
Sitzungen ſolcher politiſchen Vereine nicht beiwohnen. Werden dieſelben auf 
die Aufforderung des anweſenden Abgeordneten der Obrigkeit nicht entfernt, 
ſo 5 55 zur Aufloͤſung der Verſammlung oder der Sitzung (. 5. 6.) 
vorhanden. 0 


„ , 

Oeffentliche Verſammlungen unter freiem Himmel beduͤrfen der vorgaͤn⸗ 
gigen ſchriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibehoͤrde. 

Die K iſt von dem Unternehmer, Vorſteher, Ordner oder 
Leiter derſelben mindeſtens acht und vierzig Stunden vor der Zuſammenkunft 
Ee SEE und darf nur verfagt werden, wenn aus Abhaltung der Verſamm⸗ 
lung Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu befürchten iſt. 
Soll die Verſammlung auf öffentlichen Plaͤtzen, in Städten und Ort⸗ 
ſchaften, oder auf öffentlichen Straßen ſtattfinden, fo hat die Ortspolizeibehoͤrde 
bei Ertheilung der Erlaubniß auch alle, dem Verkehr ſchuldige Ruͤckſichten zu 
beachten. Im Uebrigen finden auf ſolche Verſammlungen die Beſtimmungen 
der HH. 1. 4. 5. 6. und 7. Anwendung. 


H. 10. 


Den in den vorhergehenden Paragraphen erwaͤhnten Verſammlungen 
werden oͤffentliche Aufzuͤge in Staͤdten und Ortſchaften oder auf offentlichen 
Straßen gleichgeſtellt. Bei Einholung der Genehmigung iſt der beabſichtigte 
Weg anzugeben. Gewoͤhnliche Leichenbegaͤngniſſe, ſo wie Züge der Hochzeits⸗ 
Verſammlungen, wo dieſe hergebracht find, kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten 
und Bittgaͤnge, wenn ſie in der hergebrachten Art ſtatt finden, beduͤrfen einer 
vorgaͤngigen Genehmigung und ſelbſt einer Anzeige nicht. 


. 


Innerhalb zweier Meilen von dem Orte der jedesmaligen Reſidenz des 
Koͤnigs, oder von dem Orte des Sitzes beider Kammern duͤrfen Volksverſamm⸗ 
Cr. 3261.) 40* un⸗ 


— 280 — 


lungen unter freiem Himmel von der Ortspolizeibehoͤrde nicht geſtattet wer⸗ 
Ki Das letztere Verbot befteht nur für die Dauer der Sitzungsperiode der 
ammern. 


§. 12. 


Wenn eine Verſammlung ohne die in F. 1. vorgeſchriebene Anzeige 
ſtatt gefunden hat, ſo trifft den Unternehmer eine Geldbuße von fuͤnf bis 
funfzig Thalern oder Gefaͤngnißſtrafe von acht Tagen bis zu ſechs Wochen. 
Derjenige, der den Platz dazu eingeraͤumt hat, und Jeder, welcher in der Ver⸗ 
ſammlung als Vorſteher, Ordner, Leiter oder Redner aufgetreten iſt, hat eine 
Geldbuße von fuͤnf bis funfzig Thalern verwirkt. 


§. 13. 


Wenn, der Vorſchrift des $. 2. entgegen, die Statuten eines Vereins 
oder das Verzeichniß der Mitglieder, oder die eingetretenen Aenderungen in der 
beſtimmten Friſt zur Kenntniß der Ortspolizeibehoͤrde nicht gebracht worden 
find, oder wenn eine von der Ortspolizeibehörde erforderte Auskunft nicht 
ertheilt worden iſt, ſo wird jeder Vorſteher des Vereins mit Geldbuße von 
fuͤnf bis funfzig Thalern beſtraft, inſofern er nicht nachweiſen kann, daß die 
Anzeige oder die Einreichung des Verzeichniſſes ganz ohne ſein Verſchulden 
unterblieben iſt. Dieſer Strafe tritt eine Gefaͤngnißſtrafe von acht Tagen bis 
ſechs Wochen hinzu, wenn die Vorſteher wiſſentlich unrichtige Statuten oder 
Verzeichniſſe eingereicht, oder wiſſentlich unrichtige Auskunft ertheilt haben. 


H. 14. 


Wenn in einer Verſammlung, der Vorſchrift des F. 4. entgegen, den 
Abgeordneten der Ortspolizeibehoͤrde der Zutritt oder die Einraͤumung eines 
angemeſſenen Platzes verweigert worden iſt, ſo trifft den Unternehmer und Jeden, 
welcher in der Verſammlung als Vorſteher, Ordner oder Leiter aufgetreten iſt, 
Geldbuße von zehn bis Einhundert Thalern oder Gefaͤngniß von vierzehn 
Tagen bis zu ſechs Monaten. Dieſelbe Strafe hat der Vorſitzende verwirkt, 
wenn er ſich weigert, den Abgeordneten der Polizeibehoͤrde Auskunft uͤber 
1 der Redner zu geben, oder wenn er wiſſentlich unrichtige Auskunft 
ertheilt. 


H. 15. 


a Wer ſich nicht ſofort entfernt, nachdem der Abgeordnete der Ortspolizei⸗ 
Behörde die Verſammlung für aufgelöft erklärt hat (F. 5., 6., 8.), wird mit 
Geldbuße von fuͤnf bis zu funfzig Thalern oder mit Gefaͤngniß von acht 
Tagen bis zu drei Monaten beſtraft. 


$. 16, | 


Wenn ein politiſcher Verein die in $. 8. zu a. und b. gezogenen Be⸗ 
ſchraͤnkungen uͤberſchreitet, ſo haben Vorſteher, Ordner und Leiter, die RE 


— 1 — 


Beſtimmungen entgegen gehandelt haben, eine Geldbuße von fuͤnf bis funfzig 
Thalern oder Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu drei Monaten verwirkt. Der 
Richter kann außerdem nach der Schwere der Umſtaͤnde auf Schließung des 
Vereins erkennen. Auf dieſe Schließung muß erkannt werden, wenn Vorſte⸗ 
her, Ordner oder Leiter ſich wiederholt ſtrafbar gemacht haben. 


Wer ſich bei einem auch nur vorläufig (F. 8.) geſchloſſenen politiſchen 
Vereine als Mitglied ferner betheiligt, wird mit Geldſtrafe von fünf bis zu 
bens Thalern oder Gefaͤngnißſtrafe von acht Tagen bis zu drei Monaten 
elegt. i 


Wer der Vorſchrift des $. 8. a. entgegen ſich als Mitglied aufnehmen 
laͤßt, hat eine Geldbuße von fuͤnf bis zu funfzig Thalern verwirkt. 


Wenn die Polizeibehoͤrde einen politiſchen Verein vorlaͤufig geſchloſſen 
hat (H. 8.), fo iſt fie gehalten, binnen acht und vierzig Stunden nach der 
Schließung davon und von den Geſetzwidrigkeiten, welche zur Schließung An⸗ 
laß gegeben haben, der Staatsanwaltſchaft Anzeige zu machen. Findet die 
Staatsanwaltſchaft die angeblichen Geſetzwidrigkeiten nicht geeignet, eine An⸗ 
klage darauf zu gruͤnden, ſo hat die Ortspolizeibehoͤrde auf die ihr durch die 
Staatsanwaltſchaft binnen weiteren acht Tagen zu ertheilende Nachricht die 
Schließung des Vereins aufzuheben. Anderenfalls muß die Staatsanwaltſchaft 
ebenfalls binnen acht Tagen entweder die Anklage erheben oder binnen gleicher 
Friſt die Vorunterſuchung beantragen. Alsdann iſt vom Gerichte ſofort Be— 
ſchluß daruͤber zu faſſen, ob die vorlaͤufige Schließung des Vereins bis zum 
Erkenntniſſe in der Hauptſache fortdauern ſoll. 


Keen 


Wer an einem Aufzuge oder an einer Verſammlung unter freiem Him⸗ 
mel Theil nimmt, zu welcher die nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze erforderliche 
Genehmigung nicht ertheilt iſt, wird mit einer Geldbuße von Einem bis fuͤnf 
Thalern beſtraft. 


Wer zu einer ſolchen Verſammlung oder zu einem ſolchen Aufzuge vor 
Eingang der obrigkeitlichen Erlaubniß auffordert oder auffordern laͤßt, oder 
darin als Ordner, Leiter oder Redner thaͤtig iſt, wird mit Geldbuße von fuͤnf 
bis Jupe Thalern oder mit Gefaͤngniß von acht Tagen bis zu drei Mona⸗ 
ten beſtraft. 


Dieſe Strafen ſind jederzeit verwirkt, wenn die Verſammlung oder der 
Aufzug in Staͤdten und Ortſchaften oder auf öffentlichen Straßen, oder wenn 
eine Volksverſammlung in den Fällen des H. 11. ſtatt gefunden hat. In 
allen anderen Fallen find die Theilnehmer und ſelbſt diejenigen, welche als 
Redner aufgetreten ſind, nur dann ſtrafbar, wenn die Verſagung der Geneh⸗ 
migung oder das nachtraͤgliche Verbot vorher oͤffentlich oder den Theilnehmern 
beſonders bekannt gemacht war. Wird die Nichtgenehmigung oder das Ver⸗ 
bot während der Verſammlung oder während des Aufzuges ſelbſt bekannt ge⸗ 

(ir. 3261.) macht, 
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| macht, ſo kann ſich wegen feiner ſpaͤteren Betheiligung Niemand mit Unkennt⸗ 
niß der Nichtgenehmigung oder des Verbotes entſchuldigen. 


$. 18. 


Wer gegen das Verbot des H. 7. in einer Verſammlung bewaffnet er⸗ 
De wird mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten be 
raft. 


F. 19. 


: Wer auffordert, in einer Verſammlung mit Waffen zu erſcheinen, oder 

die Aufforderung hierzu verbreiten läßt, oder in einer Verſammlung Waffen 
. wird mit Gefaͤngniß von ſechs Wochen bis zu Einem Jahre 
eſtraft. E 


$. 20, 


i Die in dieſer Verordnung mit Strafe bedrohten Handlungen find, un⸗ 
beſchadet der Zuſtaͤndigkeit der Schwurgerichte in Anſehung der in Verſamm⸗ 
lungen begangenen politiſchen Vergehen, von der Kompetenz der Schwur⸗ 
gerichte ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn ſie durch die Preſſe begangen ſind. 


H. 21. 


Auf die durch das Geſetz oder die geſetzlichen Autoritaͤten angeordneten 
Verſammlungen und die Verſammlungen der Mitglieder beider Kammern 
waͤhrend der Dauer der Sitzungsperiode finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
keine Anwendung. 

Wahlvereine unterliegen den Beſchraͤnkungen des $. 8. nicht. 


$. 22, 


Zuwiderhandlung gegen die Vorſchrift des Artikels 38. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar 1850., welcher alſo lautet: ; 
„Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem Dienfte be⸗ 
rathſchlagen, oder ſich anders, als auf Befehl verſammeln. Verſamm⸗ 
lungen und Vereine der Landwehr zur Berathung militairiſcher Ein⸗ 
richtungen „Befehle und Anordnungen ſind auch dann, wenn dieſelbe 
i nicht zuſammenberufen iſt, unterſagt.“ ZE 
wird nach den Beſtimmungen des F. 125. des erſten Theiles des Militair⸗ 
Strafgeſetzbuches beſtraft. 


$ 23. 


Gegenwärtiges Geſetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 29. Juni 
1849. (Geſetz⸗Sammlung S. 221 — 225.) 1 
5 1 
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5 Urkundlich unter Unſerer Höͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. Zä | 


Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


(Nr. 32613262.) (Nr. 3262.) 
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(Nr. 3262.) Geſetz, betreffend die neue Eintheilung der Bezirke der Hypothekenaͤmter im 


Bereiche des Appellationsgerichtshofes zu Köln, Vom 14. März 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 
1 


Die Abgrenzung der Bezirke der Hypothekenaͤmter im Bereiche des Ay 


pellationsgerichtshofes zu Köln wird vom 1. Oktober 1850. an, nach folgen⸗ 
der Ueberſicht, anderweit beſtimmt: 


| Beftandtheile der neuen Abgrenzung. 
Hypotheken⸗ 


Aemter. 


Kreiſe. Friedensgerichts- Bezirke. 


e 


1Saarbruͤcken. Saarlouis, Saar⸗ Saarlouis, Lebach, Wallerfangen, St. 


bruͤcken. Johann. 
2 [St. Wendel. St. Wendel, Ott⸗St. Wendel, Baumholder, Grumbach, 
weiler. Ottweiler und Tholey. 
3 Trier. Trier, Land⸗ und Trier I. und II., Hermeskeil, Schweich, 
e Saar-] Saarburg, Perl, Merzig, Wadern. 
urg, Merzig. 
4 Bernkaſtel. Wittlich, Bernkastel Manderſcheid, Wittlich, Bernkaſtel, 
Rhaunen, Neumagen. 
5 Pruͤm. Daun, Prüm, Bitt⸗ Daun, Hillesheim, Prüm, Waxweiler, 
Bittburg, Dudeldorf, Neuerburg. 


urg. 
6 Simmern. [Kreuznach, Sim-⸗ (Sobernheim, Kirn, Stromberg, Kreuz 


mern. nach, Kaſtellaun, Kirchberg, Sin⸗ 
mern. 
7 Zell. Cochem, Zell. SC Cochem, Lutzerath, Zell, Trar⸗ 


ach. 
8 Koblenz. Mayen, St. Goar, Andernach, Mayen, Muͤnſtermaifeld, 


RESTE ce 


Koblenz, linke] Bacharach, St. Goar, Boppard, 


8 Rheinſeite, Metternich, Koblenz. 
9 Ahrweiler. Ahrweiler, Adenau. Ahrweiler, Sinzig, Adenau. 


10 Montjoie. Montjoie, Eupen, Montjoie, Eupen, Malmedy, St. Vith, | 


Se Schlei-] Blankenheim, Gemuͤnd. 
en. 


Beſtandtheile der neuen Abgrenzung. 


Hypotheken⸗ 


Aemter. 


Kreiſe. Friedensgerichts⸗ Bezirke. 


11 [Aachen. Aachen, Stadt: und Aachen I. und II., Burtſcheid, Eſch⸗ 
Landkreis, Duͤ⸗] weiler, Nideggen, Düren. 


ren. 
12 Geilenkirchen. Geilenkirchen, Heins⸗ Geilenkirchen, Heinsberg, Erkelenz, 
berg, Erkelenz,] Wegberg, Aldenhoven, Juͤlich. 


Juͤlich. 

13 [Bonn. Bonn, Rheinbach, Bonn I., Bonn II., Rheinbach, Zülpich, 
Euskirchen. Lechenich. 

14 | Köln. Stadtkreis Köln, Koͤln I., Köln II., Köln III., Köln IV., 


Landkreis Köln,| linke Rheinſeite, Bergheim, Kerpen. 
linke Rheinſeite, 
Bergheim. 

15 Siegburg. [Siegkreis, Wald⸗ Sie Dur, Hennef, Königswinter, Eitorf, 
broel, Herrſchaftf Waldbroel, Wildenburg. 
Wildenburg 
(Kreis Altenkir⸗ 


chen). 

16 Muͤhlheim. Muͤhlheim, Koln, Muͤhlheim, Köln IV., rechte Rheinſeite 
Landkreis (rechte (Buͤrgermeiſterei Deutz), Bensberg, 
Rheinſeite), Gum⸗] Gummersbach, Homburg, Wipper- 
mersbach, Wip⸗ fuͤrth, Lindlar. i 


perfuͤrth. 

17 Elberfeld. Lennep, Elberfeld. Lennep, Wermelskirchen, Remſcheid, 
Ronsdorf, Barmen, Elberfeld, Mett⸗ 
mann, Velbert. 

18 Duͤſſeldorf. Duͤſſeldorf, Solin-⸗Duͤſſeldorf, Gerresheim, Ratingen, Op⸗ 

gen. laden, Solingen. 

19 Crefeld. Crefeld, Neuß, Gel⸗ Uerdingen, Crefeld, Neuß, Nievenheim, 

dern theilweiſe,, Moers, Rheinberg, Kempen. 
Kempen theilw. 

20 Gladbach. [Gladbach, Greven-⸗[Gladbach, Odenkirchen, Grevenbroich, 

broich, Kempen] Juͤchen, Duͤlken, Lobberich. 


: theilweiſe. 
21 [Cleve. Cleve, Geldern theil⸗Cleve, Goch, Xanten, Geldern, Wach⸗ 
weiſe. tendonk. 


Jahrgang 1850. (Ne. 3263.) 41 Dem; 


2.0 > 


Demgemaͤß werden vom gedachten Zeitpunkt an 

a) aufgehoben: das bisherige Hypothekenamt zu Malmedy; i 

b) neu errichtet: die Hypothekenaͤmter zu Bernkaſtel, Zell, Ahrweiler, 
Geilenkirchen, Muͤhlheim, Elberfeld, Gladbach und Montjoie; 

c) mit Beibehaltung ihrer bisherigen Sitze neu abgegrenzt: die Hypotheken⸗ 
Aemter zu Saarbruͤcken, St. Wendel, Trier, Prim, Koblenz, Simmern, 
Aachen, Bonn, Koͤln, Siegburg, Duͤſſeldorf, Krefeld und Kleve. 


H. 2. s 

Zur Durchfuͤhrung dieſer Veraͤnderung werden am 30. September 1850. 
Abends (Vorabend des im H. 1. beſtimmten Termins) die Regiſter aller Hy⸗ 
pothekenaͤmter durch den Friedensrichter des Orts mit Zuziehung des Hy: 
pothefen- Beamten geſchloſſen; die darüber aufzunehmende Verhandlung wird 


unmittelbar hinter der letzten Eintragung niedergeſchrieben und von beiden Be⸗ 
amten vollzogen. 


H. 3. 

Die ſo geſchloſſenen Regiſter bleiben in der Verwahrung desjenigen 
Hypothekenamts, bei welchem ſie gefuͤhrt worden ſind; die Regiſter des 
Amts Malmedy gehen an das Amt Montjoie uͤber. Die Auszuͤge aus den 
Regiſtern, die Abſchriften von aufbewahrten Urkunden und die auf fruͤhere 
Eintragungen bezuͤglichen Beſcheinigungen, werden fuͤr den ganzen Umfang 


des bisherigen Amtsbezirks von den an ihren Sitzen verbleibenden Hypotheken⸗ 


Aemtern und hinſichts des aufzuhebenden Amtes Malmedy von dem an ſeine 
Stelle tretenden Hypothekenamte Montjoie ertheilt. 


H. 4. 
In die bisherigen Regiſter ſind, auch nach deren in Gemaͤßheit des 
H. 2. erfolgten Schließung, ferner noch einzutragen: die nach dem 1. Oktober 
1850. vorkommenden Subrogationen, Ceſſionen, Prioritaͤts⸗Bewilligungen, 
Loͤſchungen, Reduktionen, Veränderungen des gewählten Wohnorts, fo wie alle 


Vermerke, welche ſich auf fruͤhere Eintragungen beziehen. Dagegen muͤſſen 


alle neuen Eintragungen von Privilegien und Hypotheken, einſchließlich der Er⸗ 
neuerungen und etwa vorkommenden Berichtigungen, ſo wie alle Transſkriptio⸗ 
nen von Urkunden wegen Uebertragung des unbeweglichen Eigenthums, des⸗ 
gleichen die Transſkriptionen von Verfuͤgungen wegen der Immobiltar⸗ Beſchlag⸗ 
nahme und alle ſonſtigen auf das Hypothekenweſen bezuͤglichen, im Vorſtehen⸗ 
den nicht ausgenommenen Handlungen bei demjenigen Hypothekenamte be⸗ 


wirkt werden, in deſſen Bezirke die betreffenden Grundſtuͤcke nach der im H. 1. 
angeordneten Abgrenzung liegen. Ge 


H. 5. 

Wer ſich in Folge dieſer neuen Abgrenzung während der nächften zehn 
Jahre, vom 1. Oktober 1850. an gerechnet, uͤber die erfolgte Eintragung eines 
Privilegiums oder einer Hypothek, die Transſkription eines Beſitztitels, des⸗ 
gleichen die Hypothekenfreiheit eines Grundſtuͤcks unterrichten will, iſt geh 
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das Geſuch um Ertheilung der erforderlichen Auszuͤge aus den Regiſtern, Ab⸗ 
ſchriften und Beſcheinigungen ſchriftlich oder muͤndlich bei einem der nach 
H. 1. betheiligten Hypothekenaͤmter anzubringen, welches ſodann nach Erle— 
digung deſſelben, die ertheilten Auszuͤge, Abſchriften und Beſcheinigungen unter 
portofreier Rubrik an das andere, im Geſuche jedesmal beſtimmt zu be⸗ 
zeichnende Hypothekenamt zur gleichmäßigen Ertheilung der verlangten Aus⸗ 
zuͤge, Abſchriften und Beſcheinigungen abzugeben hat. Die erledigte Requiſi⸗ 
tion wird unter portofreier Rubrik an das requirirende Hypothekenamt zur Be⸗ 
haͤndigung an den Extrahenten zuruͤckgeſchickt. Der Stempel iſt in dieſen 
Faͤllen nur einmal zu verwenden. . 


H. 6. 
Im Amtslokal jedes Hypothekenamts wird: 
1) ein alphabetiſches Verzeichniß, worin die zu deſſen Bezirke gehoͤrigen 
Ortſchaften nebſt den Kreiſen, Friedensgerichtsbezirken, Buͤrgermeiſte⸗ 
reien, Gemeinden, zu welchen ſie gehoͤren, und den Hypothekenaͤmtern, 
zu welchen ſie bis zum Eintritt der neuen Organiſation gehoͤrt haben 
und bei welchen ſich die aͤlteren Regiſter ꝛc. befinden, angegeben find, 

desgleichen g 

2) ein alphabetiſches Verzeichniß derjenigen Ortſchaften, welche bisher 
zum Bezirke des Hypothekenamtes gehoͤrt haben, jetzt aber einem ande⸗ 
ren Bezirke zugetheilt ſind, mit Angabe des letzteren, 

zu Jedermanns Einſicht oͤffentlich ausgehaͤngt. 

Auch werden die zu 1. und 2. erwaͤhnten alphabetiſchen Verzeichniſſe in 
Betreff aller einzelnen, zu einem Regierungsbezirke gehoͤrigen Hypothekenaͤmter 
in den Amtsblättern der betreffenden Regierung drei Monate vor der Ausfuͤh⸗ 
rung dieſes Geſetzes von vier zu vier Wochen und ſpaͤterhin nach Beduͤrfniß 
bekannt gemacht. 

f . . Ä 

Unter Finanzminiſter wird beauftragt, die zur Ausfuͤhrung dieſes Ge⸗ 
ſetzes erforderliche Anweiſung zu ertheilen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f 

Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. 21 Nabe v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. f 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
E (Rudolph Decker.) 
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